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 Satzung 
 

 

 

 

Die Gemeinde Utting am Ammersee erlässt aufgrund §§ 2, 3, 4, 12 und 13a Baugesetzbuch  

–BauGB–, Art. 81 Bayerische Bauordnung –BayBO– und Art. 23 Gemeindeordnung für den 

Freistaat Bayern –GO– diesen Bebauungsplan als Satzung. 

 

A Festsetzungen 

1 Geltungsbereich und Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen 

1.1   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplanes 

1.2   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Vorhaben- 

und Erschließungsplanes 

1.3    Abgrenzung von unterschiedlichen Festsetzungen hin-

sichtlich Gebäudehöhe und Dachform 

2 Art der Nutzung 

2.1   Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Le-

bensmitteleinzelhandel/Lager/Wohnen  

(gem. § 11 BauNVO);  

   Zulässig ist ausschließlich  

- ein Lebensmittelvollsortimenter mit einer maximalen Ver-

kaufsfläche von 1.200m², mit den entsprechend erforderli-

chen untergeordneten Nutzungen, wie z.B. Anlieferung, 

Lager und Sozial- und Verwaltungsräume 

- ein Backshop samt Cafébereich mit einer maximalen Ver-

kaufsfläche von 100m² 

- ein der Hauptnutzung als Einzelhandel hinsichtlich Ge-

schoßfläche untergeordnetes Wohngebäude mit einer ma-

ximalen Geschoßfläche von 640m² und  

- auf das Ober- und das Untergeschoß beschränkt: von der 

Hauptnutzung als Einzelhandel unabhängige Lagerflächen 

Zulässig sind nur solche Nutzungen, zu deren Durchfüh-

rung sich der Vorhabenträger in einem Durchführungsver-

trag verpflichtet. 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zuläs-

sig. 

Mobilfunkanlagen sind unzulässig. 

3 Maß der baulichen Nutzung 

3.1   höchstzulässige Grundfläche (GR) in qm (z.B. 2.000 qm) 

3.2 Die festgesetzte GR kann durch die in § 19 Abs. 4 BauNVO Nr. 1-3 genannten Anla-

gen bis zu einer Gesamt-Grundflächenzahl von max. 0,95 überschritten werden. 

3.3   Maximal zulässige Wandhöhe in Meter über NN, z.B.  

576,5m ü NN; die Wandhöhe wird bis zum Schnittpunkt 

der Außenwand mit der Dachhaut gemessen; 

3.4   Maximal zulässige Firsthöhe in Meter über NN, z.B.  

580,0m ü NN; die Firsthöhe wird bis zum höchsten Punkt 

des Gebäudes gemessen; bei Gebäuden mit Flachdach ist 

die Firsthöhe nicht relevant 

3.5   Maximal zulässige Gesamthöhe in Meter über NN, z.B. 

573,5m ü NN 

4 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 

4.1 Es wird die abweichende Bauweise festgesetzt. Gebäude müssen mit seitlichem 

Grenzabstand errichtet werden. Die maximale Gebäudelänge beträgt 85,0m.  

4.2   Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 1 

BauNVO) 

4.3 Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Grundflächen von untergeordneten bauli-

chen Anlagen wie z.B. Balkonen, Außentreppen, Dachüberstände und Wintergärten 

um bis zu 1,5 m überschritten werden. 

4.4 Untergeordnete bauliche Anlagen, die die Barrierefreiheit eines Gebäudes ermögli-

chen, insbesondere Rampen und Aufzüge sind auch außerhalb der festgesetzten 

überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

4.5 Hinsichtlich der Abstandsflächen ist grundsätzlich der Wert 0,5 H einzuhalten. An der 

Richtung „Tal des Lebens“ orientierten Ostfassade des Gebäudes ist lediglich 0,25 H 

einzuhalten.    

5 Bauliche Gestaltung 

5.1    nur Satteldächer zulässig 

5.2   nur Flachdächer zulässig 

5.3  Firstrichtung für die Dächer von Hauptgebäuden  

5.4  Für untergeordnete Bauteile und erdgeschossige Anbauten sind auch andere Dach-

formen zulässig.  

5.5  Sämtliche Dachflächen der Hauptgebäude sind mit Dachsteinen oder Ziegeln im Farb-

ton rot, rot-braun oder anthrazit mit matter Oberfläche oder alternativ als begrünte Dä-

cher auszuführen.  

5.6 Einfriedungen sind nur sockellos und bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig. Sie dür-

fen nicht als geschlossene Zäune oder Mauern errichtet werden.  

6 Erschließung, Stellplätze, Nebenanlagen 

6.1   öffentliche Straßenverkehrsfläche 

6.2   Straßenbegrenzungslinie 

6.3   Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

6.4   Bereich ohne Einfahrt; Ausfahrten zulässig 

6.5   Bereich ohne Ausfahrt; Einfahrt zulässig 

6.6   Ein- und Ausfahrtsbereich 

6.7   Fläche für Carports sowie für eine Rampe zur Anlieferung 

im 1. Obergeschoß des Hauptgebäudes.  

6.8   Fläche für die Errichtung eines Parkdecks bestehend aus 

straßenseitig ebenerdigen und unterirdischen Stellplätzen  

6.9 Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO und nicht-überdachte Stellplätze sind 

auch außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

6.10    Sichtflächen für den fließenden Verkehr; innerhalb der 

Fläche muss eine uneingeschränkte Sicht jeweils zwi-

schen 0,80 m und 2,50 m über Fahrbahn-Oberkante ge-

währleistet sein.  

6.11 Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen befestigten Flä-

chen ist, soweit die Bodenbeschaffenheit dies zulässt, zu versickern.  

Für die Entwässerung von Niederschlagswasser ist das Entwässerungskonzept zum 

Bebauungsplan (siehe Anhang) maßgeblich.   

Für die Versickerung nicht verunreinigten Niederschlagswassers gelten grundsätzlich 

die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die Technischen Re-

geln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 

Grundwasser (TRENGW).   

Da die Flächenversickerung oder das Anlegen von Sickermulden aus Platzgründen 

nicht verwirklicht werden können und eine linienförmige Versickerung über Rigolen 

oder Sickerrohre auf Grund der Bodenbeschaffenheit ausscheiden, ist gesammeltes 

Niederschlagswasser in einer Retentionszisterne unter Berücksichtigung eines 10-

jährigen Starkregenereignisses zu sammeln und gedrosselt an den Mühlbach abzu-

geben. 

Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen sind 

die Grundsätze der Regenwasserbewirtschaftung in Siedlungen gem. ATV-DVWK 

Merkblatt M 153 zu beachten. 

  

7 Grünordnung 

7.1   Fläche zum Pflanzen von Sträuchern 

 

 Die privaten Grünflächen und Flächen zum Pflanzen von Sträuchern sind mit heimi-

schen Sträuchern in der Pflanzqualität vStr, 5 TR, 100 – 150 im Dreiecksverband mit 

einem Pflanzabstand von 1,5 m zu bepflanzen. Von benachbarten Flächen ist ein Ab-

stand von 1,5 m einzuhalten. 

7.2 Oberirdische, nicht unterbaute Stellplätze sind wasserdurchlässig zu befestigen (z. B. 

Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster). 

7.3 Die Gehölzpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Erschließung 

durchzuführen. Ausfallende Gehölze sind spätestens in der folgenden Vegetationspe-

riode entsprechend den festgesetzten Güteanforderungen nachzupflanzen. 

7.4 Fassaden, Parkdecks und Rampen sind zur West- und Ostseite mit Klettergehölzen 

zu begrünen. 

7.5 Dächer von Carports sind mit autochthonem Saatgut zu begrünen. 

  

B Hinweise 

1   bestehende Grundstücksgrenze 

2   Flurstücksnummer, z.B. Fl. Nr. 1256/3 

3   bestehende Haupt- und Nebengebäude 

4   Höhenpunkte über Normalnull (z.B. 568,46m ü NN) 

5   Maßzahl in Metern 

6   abzureißendes Gebäude 

7 Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich 

der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzu-

zeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des 

Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund ge-

führt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Fin-

der an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhält-

nisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten 

befreit. 

8 Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum 

Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die 

Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung 

der Arbeiten gestattet. 

9 Gemäß Arbeitsblatt W 405 des deutschen Vereins für Gas- und Wasserfach e.V. 

(DVGW) muss für das Gebiet 48 m³/h (800 l/m) Löschwasser über zwei Stunden hin-

weg, zur Verfügung gestellt werden. 

10 Bei der Planung und Umsetzung von Bauvorhaben ist darauf zu achten, dass die 

Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr DIN 14090“ unter allen Umständen eingehalten 

wird. Diese bezieht sich unter anderem auf die erforderlichen Rettungswege und bau-

liche Vorkehrungen bei der Errichtung von PV-Anlagen. 

11 Durch ergänzende Regelungen im Durchführungsvertrag wird bestimmt, dass eine 

Belieferung des Betriebs zur Nachtzeit (22:00 Uhr - 06:00 Uhr) unzulässig ist. 

12 Bei Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit die auf das Vorliegen von Altlasten 

schließen lassen, ist Abfall- /Bodenschutzbehörde gemäß § 47 Abs. 3 KrWG und Art. 

1 Satz 1 und 2 i.V.m. Art 12 BayBodSchG zu informieren. Die weiteren Maßnahmen 

wie Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG und Art. 30 BayAbfG 

i.V.m. § 10 Abs. 2 Nrn. 5 - 8 KrWG, die Abstimmung von Verwertungs- und Entsor-

gungsmaßnahmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 3 Nachweisverordnung und ggfs. 

nachfolgende Beweissicherungsuntersuchungen nach 10 Abs. 1 S. 1 i.V.m. § 4 Abs. 2 

BBodSchG sind mit der unteren Abfall-/Bodenschutz-behörde abzustimmen. 

12 Aufgrund der Kenntnislage über das Vorliegen von (gering) belasteten Bodenauffül-

lungen im Geltungsbereich (Gutachten CG Nr. B 151269 v. 19.10.2015) mit bis zu 2,4 

m Tiefe und Kategorien bis Z 1.2 sollten Anforderungen zur Rückbau- u. Aushub-

überwachung umgesetzt werden:  

1. Vor Rückbau von noch bestehenden, baulichen Anlagen, ist ein mit den zuständi-

gen Fachstellen abgestimmtes, fachlich qualifiziertes Rückbaukonzept zu erstellen, 

das sich an den Anforderungen der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 

(TR LAGA) Nr. 20, neuester Stand sowie der Arbeitshilfe Kontrollierter Rückbau/ 

BayLfU 2003 (AH), orientiert.  

2. Bei Aushubmaßnahmen ist eine fachlich qualifizierte Aushubüberwachung durchzu-

führen. Die Aushubüberwachung hat sich an den einschlägigen Anforderungen der TR 

LAGA M 20, die Probenahme an den Vorgaben der Mitteilung der LAGA  32 PN 98, 

zu orientieren. Für die Bodenuntersuchung ist in der Regel die Fraktion < 2 mm her-

anzuziehen. Das der Überwachung unterliegende, zwischengelagerte Aushubmaterial 

ist gegen Wind-, und Wasserverfrachtung zu sichern. Die Maßnahmen sind zu doku-

mentieren.  

3. Im Zuge der Rückbau- und Aushubüberwachung sind nach Rücksprache mit den 

zuständigen Fachstellen grundsätzlich Beweissicherungsuntersuchungen mit Anwen-

dung der in der BBodSchV genannten sowie der für Bayern geltenden fachlichen Re-

geln (Anhänge 1 und 2 , LfU-Merkblätter 3.8/1, 3.8/4, 3.8/5 u. 3.8/6) durchzuführen, 

sofern signifikante Bodenkontaminationen im Aushubniveau (Aushubsohle u. -

böschungen) nicht ausgeschlossen werden können.  

4. Bei Flächen, wie Altlastenverdachtsflächen, Auffüllungen etc., bei denen eine, bzgl. 

des Wirkungspfades Boden - Mensch, sensible Nutzung z.B. durch Freizeitnutzung 

nicht ausgeschlossen werden kann, oder bei denen sich eine entsprechend sensible 

Nutzung im Laufe der Zeit einstellt, ist eine mindestens 0,35 m mächtige Deckschicht, 

0.6 m mächtige Deckschicht bei Nutzgartennutzung aus unbelastetem Bodenmaterial 

nachzuweisen, oder eine potentielle Gefährdung ist durch geeignete Maßnahmen zur 

Nutzungseinschränkung zu verhindern.  

5. Bodenkontaminationen sind im Zuge der Rückbau-, Bau- und Erschließungsmaß-

nahmen nach Maßgabe o.g. Anforderungen abzugrenzen und unter Beachtung der 

einschlägigen Nachweispflichten zu beseitigen.  

Festgestellte Bodenkontaminationen sind gem. § 4 Abs. 2- 4 BBodSchG im  Bereich 

der Sanierungsschwellwertüberschreitungen in Abstimmung mit den zuständigen Be-

hörden abzugrenzen, zu sanieren, oder zu sichern. 

13 Weitere Hinweis zum Umgang mit Altlastenverdachtsflächen  

1. Name, Adresse und Erreichbarkeit des mit den Überwachungsmaßnahmen beauf-

tragten Sachverständigen sowie der Beginn der Arbeiten ist dem Landratsamt Lands-

berg a. Lech mind. eine Woche vorher mitzuteilen.  

2. Sämtliche Verwertungsmaßnahmen sind entsprechend den Vorgaben der TR LA-

GA M 20 Nr. II 1.2.4 sowie 1.4.4 zu dokumentieren. Die Dokumentation ist dem Land-

ratsamt Landsberg a. Lech nach Abschluss der Maßnahme vorzulegen. Die einschlä-

gigen Nachweispflichten bzgl. Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen sind  zu 

beachten (NachwV). Bei Feststellung von Auffälligkeiten bei der Aushubüberwachung 

ist das Landratsamt Landsberg a. Lech zu informieren, ggf. ist das  weitere Vorgehen 

abzustimmen.  

3. Bei Arbeiten im Bereich der Altablagerungen sind die „Richtlinien für Arbeiten in 

kontaminierten Bereichen“, der TBG, BGR 128 sowie die „Technischen Regeln für  

Gefahrstoffe TRGS 524“ zu beachten.  

4. Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen von Bodenaushub und Bauschutt sind 

nach Vorlage der Ergebnisse der Aushub- und Rückbauüberwachung mit dem Land-

ratsamt Landsberg a. Lech abzustimmen. Verwertungsmaßnahmen innerhalb und im 

Umfeld des Baufeldes sind grundsätzlich nur bei Einhaltung des Zuordnungswertes Z 

0 nach TR LAGA M 20 bzw. bis zur Einbauklasse Z 0 zulässig. Ausnahmen hiervon 

sind mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim und Landratsamt Landsberg a. Lech 

abzustimmen. 

13 Im Bestand sind gegenwärtig drei Entwässerungssysteme vorhanden:   

SYSTEM 1- Hier sind die Flächen der Abfahrtsrampe einschließlich drei Entwässe-

rungsrinnen, der Nordosthof mit der Dachfläche des Carports, das Wohngebäude, die 

nordwestliche Parkplatzfläche und über das an der Nordostecke der Halle befindliche 

RR7 auch ca. 25% der Halle angeschlossen.   

Das Leitungssystem wird in ein Zisternensystem, bestehend aus einem Pumpschacht 

DN 1000 und einem Vorhalteschacht DN 2500 zusammengeführt. Dieses zur Toilet-

tenspülung des Wohngebäudes benutzte Grauwassersystem hat ein Puffervolumen in 

Pump- und Speicherschacht von insgesamt ca. 4,50 m³. Das Retensionsvolumen vom 

Ablaufniveau bis zu OK Deckel beträgt ca. 2,50 m³. Die Zuläufe zur Zisterne haben 

durchweg größere Querschnitte (125-200 mm NW) als der Überlauf in den Bach der 

im Durchlaufgerinne nur NW 100 aufweist.  

SYSTEM 2- Es erschließt die Dachflächen der östlichen Regenrinnen 7+8 und die 

südlichen UG Hofflächen und wird über einen Versickerungsschacht ohne Überlauf im 

südöstlichen UG – Hof entsorgt. Auch die westlichen Parkplatzfläche und die RR 1+2 

werden über eine Kanalverbindung durch die Halle in der Achse des Aufzugs an Sys-

tem 2 angebunden.   

SYSTEM 3- In der Brachfläche im Süden, das über mehrere Schächte die dort tempo-

rär anfallenden Schichtenwässer sammelt und in den Mühlbach ableitet. Dieses Sys-

tem ist derzeit teilweise gestört und wird oberflächig über den Hang ins Tal des Le-

bens abgeführt. 

 Durch die im Entwässerungskonzept (siehe Anhang) vorgestellten Maßnahmen wer-

den Verbesserungen bei der Niederschlagswasserbeseitigung erzielt. Eine Versicke-

rung des Niederschlagswassers ist jedoch auf Grund der Bodenbeschaffenheit nicht 

möglich. 

14 Es wird auf die Regelungen der Gemeinde Utting zur Zulässigkeit von Werbeanlagen, 

zur Erforderlichkeit von Stellplätzen und zur Gestaltung von Gebäuden verwiesen. 

Gegenwärtig sind diese in der Satzung über örtliche Bauvorschriften der Gemeinde 

Utting zusammengefasst. Die Satzungen der Gemeinde Utting gelten in ihrer jeweils 

aktuellen Fassung. 

  

Kartengrundlage: Digitale Flurkarte der Bayer. Vermessungsverwaltung, 

Luftbilder  LVG Bayern 

 

Maßentnahme: Planzeichnung zur Maßentnahme nur bedingt geeignet; 

keine Gewähr für Maßhaltigkeit. 

Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszuglei-

chen. 

 

 

 

Planfertiger: München, den .................................................................... 

 

............................................................................................ 

(Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München) 

 

 

Gemeinde: Utting, den .............................................................. 

 

............................................................................................ 

(Lutzenberger, Erster Bürgermeister) 

Verfahrensvermerke 
 

 

1. Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans wurde vom Gemeinderat am 

23.04.2015 gefasst und am 24.08.2015 ortsüblich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 

BauGB). 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zum Bebauungsplan-Vorentwurf in der 

Fassung vom 20.08.2015 hat in der Zeit vom 01.09.2015 bis 01.10.2015 stattgefunden 

(§ 3 Abs. 1 BauGB). 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange zum 

Bebauungsplan-Vorentwurf in der Fassung vom 20.08.2015 hat in der Zeit vom 

01.09.2015 bis 01.10.2015 stattgefunden (§ 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB). 

 

Die öffentliche Auslegung des vom Gemeinderat am 29.10.2015 gebilligten 

Bebauungsplan-Entwurfs in der Fassung vom 27.10.2015 hat in der Zeit vom 

09.11.2015 bis 08.12.2015 stattgefunden (§ 3 Abs. 2 BauGB). Die entsprechende 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange zum 

Bebauungsplan-Entwurf in der Fassung vom 27.10.2015 hat in der Zeit vom 09.11.2015 

bis 08.12.2015 stattgefunden (§ 4 Abs. 2 BauGB) 

 

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der Fassung vom 04.02.2016 wurde 

vom Gemeinderat am 04.02.2016 gefasst (§ 10 Abs. 1 BauGB). 

 

 

 

 ...................., den ............................................................... 

 

............................................................................................ 

(Siegel) (Lutzenberger, Erster Bürgermeister) 

 

 

 

 

2. Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan 

erfolgte am ....................; dabei wurde auf die Rechtsfolgen der §§ 44 und 215 BauGB 

sowie auf die Einsehbarkeit des Bebauungsplans hingewiesen. Mit der 

Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in der Fassung vom .................... in Kraft 

(§ 10 Abs. 3 BauGB). 

 

 

 

 ...................., den ............................................................... 

 

............................................................................................ 

(Siegel) (Lutzenberger, Erster Bürgermeister) 
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